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fünftheiligen Zeile in Petitſchri 


Nr. 182. Mittag⸗ Ausgabe. 


Deut ſchla n d. 
O. K. C. Reichstags⸗ Verhandlungen. 
Berlin, 16. April. 
34. Sitzung des norddeutſchen Reichstages. 

Eröffnung 10% Uhr. Die Tribünen find überfüllt. An den Tiſchen der 
Bundescommiſſarien der Präſtdent derſelben, Graf Bismarck, von Roon, von 
Frieſen, General⸗Major von Podbielski und fait ſämmtliche Bevollmächtigten 
der verbündeten Regierungen. 

Präſident Simſon berlieft ein Schreiben des Vorſitzenden der Bundes⸗ 
commiſſarien, nach welchem der erkrankte Vertreter der Schaumburg-Lippe ſchen 
Regierung, Herr v. Lauer⸗Münchhauſen, interimiſtiſch erſetzt worden iſt. 

Das Haus tritt in die Tagesordnung ein: Schlußberathung über 


% Sgr. 


Artikel 60 des Verfaſſungsentwurfs. (Die Friedens⸗Präſenzſtärke des 5 


Bundesheeres wird bis zum 31. Dezember 1871 auf ein Pro⸗ 
cent der Bevölkerung von 1867 normirt und wird pro rata der⸗ 
felben von den einzelnen Bundesſtaaten geſtellt. Für die ſpä⸗ 
tere Zeit wird die Friedens- Braſenzſtärke des Heeres im Wege 
der ee feſtgeſtellt.) Der Präſident macht darauf 
aufmerkſam, daß die Discuſſion über dieſen Artikel zugleich mit der über 
Art. 62 (225 Thlr. pro Kopf der Friedensſtärke werden bis zum 
31. Dezember 1871 dem Bundesfeldherrn zur Verfügung geftellt) 
eführt werden muß, da ſowohl die Artikel als die zu ihnen eingebrachten 
Amendements in innerer Verbindung ſtehen. 
u Art. 60 hat der Abg. Graf zu Stolberg lunterſtützt von Wagener, 
v. Blanckenburg, Graf zu Eulenburg u. A.) beantragt: 1) ftatt des letzten 
Satzes den folgenden Satz anzunehmen: „Für die ſpätere Zeit wird die 
riedens⸗Präſenzſtärke des Heeres durch ein Bundes⸗Geſetz 
eſtgeſtellt, bis zu deſſen Erlaß die vorſtehenden Beſtimmungen 
don Jahr zu Jahr in Kraft bleiben“. 2) Im Artikel 62 ſtatt der 
Worte „bis zum 31. Dezember 1871“ zu ſetzen: bis zum Erlaß eines 
Bundes⸗Geſetzes. 2 Ä 

Die Abgg. Herzog v. Ujeſt und v. Bennigſen beantragen, der Reichs⸗ 
tag wolle beſchließen: dem Artikel 62 der weren en folgenden gu 
ſaß hinzuzufügen: Nach dem 31. Dezember 1871 müſſen dieſe Be⸗ 
träge von den einzelnen Staaten des Bundes zur Bundeskaſſe 
fortgezahlt werden. | 
Art. 60 interimiſtiſch feſtgeſtellte Friedenspräſenzſtärke jo 
lange feſtgehalten, bis ſie durch ein Bundesgeſetz abgeändert 
iſt. Die Verausgabung dieſer Summe für das geſammte Bundesheer und 
deſſen Einrichtung wird durch das Etatsgeſetz feſtgeſtellt. Bei der Feſt⸗ 
ſtellung des Militär⸗Ausgabe⸗Etats wird die auf Grundlage 
dieſer Perfafſung geſetzlich feſtſtehende Organiſation des Bun⸗ 
desbeeres zu Gründe gelegt. 

Dieſer Antrag wird duch 114 Mitglieder unterſtützt, darunter Aßmann, 
Graf von Bethuſy⸗Huc, Braun (Hersfeld), Dr. Braun (Wiesbaden), de Chau⸗ 
peaurouge, Brons, Graf zu Dohna⸗Kotzenau, Dr, Elliſſen, v. Forckenbeck, Dr, 

eytag, Fries, Graf v. Galen, Dr. Gneiſt, Grumbrecht, Graf Henckel von 

onnetsmark, v. Hennig, Hinrichs, Hergenhahn, Jungermann, Lasker, Meier 
(Bremen), Michaelis, Miquel, Graf v. Neſſelrode, Dr. Oetker, Planck, Fürft 
v. Pleß, Herzog v. Ratibor, Reihenheim, Graf Renard, Dr. Röpell, Scherer, 
Dr. Wiggers (Roftod), Wölfel, Wachler, v. Zehmen, Baron v. Vaerſt, 
Wachenhuſen, Tweſten, Stumm; Frhr. v. Unrube⸗Bomſt, v. Unruh (Berlin), 
Fraf Schwerin⸗Putzar, Seul, Severin, Sloman, Fürſt zu Solms Lich, 
v. Thünen, v. Sybel u. A. 


Abg. v. Vincke (Hagen): Wir haben geſtern ſeitens der Herren Bundes⸗ 


commiſſarien die Erklärung gehört, daß das Zuſtandekommen des Bundes 
durch die Sicherſtellung der Heereskraft, durch die Aufrechterhaltung der gegen⸗ 
wärtigen Friedenspräſenzſtärke der Armee bedingt ſel, daß es je lange bei 
1 Procent der Bevölkerung ſein Bewenden haben müſſe, bis dies durch ein 
Bundesgeſetz anders feſtgeſtellt ſei. Mit anderen Worten: nur wenn das 
Amendement Stolberg angenommen wird, nur wenn die 300,000 Mann fo 
lange cie Friedensſtärke des Heeres bleiben, ; \ 
ſich über eine andere Zahl vereinbart haben, nur in dieſem Falle dürften wir 
auf einen befriedigenden Abſchluß unſeres Werkes hoffen. Der Hr. Dr. Gneiſt 
bat neulich mit einer Beredtſamkeit, die meiner Anſicht nach in dieſer Frage 
nicht erreicht ift, nachgewieſen, daß die hier geforderte Präſenzzahl durchaus 
nothwendig iſt, daß irgend ein Rütteln daran auf lange Jahre hinaus die 
nachtheiligſte Wirkung ausübe; alſo aus dem Schooße der national⸗liberalen 
Partei ſelbſt hat dieſe Anſicht ihre entſchiedenſte Begründung und Aus fü . 
rung erhalten. Daher kann ich mich auch mit dem Amendement Ujeſt nicht 
anders als unter gewiſſen Vorausſetzungen einverſtanden erklären. Das 
Amendement iſt don 114 Stimmen unterſtützt, eine Zabl, wie fie meines Er⸗ 
innerns noch bei keinem Amendement dageweſen ift; es kennzeichnet ſich ſchon 
dadurch als durch einen Compromiß hervorgegangen. Ich kann mich demſelben 
aber wie geſagt nicht in jeder Beziehung anſchließen. Ich mache zunächſt auf 
den gewiß nicht beabſichtigten Unterſchied zwiſchen den Ausdrücken „Bundes⸗ 
feldherr“ und „Bundeskaſſe“ aufmerkſam. Gegen die fernere Beſtimmung 
des Amendements, „daß zus Berechnung der Beiträge der einzelnen Staaten 
die im Artikel 60 interimiſtiſch feſtgeſtellte Friedenspräſenzſtärke fo lange feſt⸗ 
zuhalten ſei, bis ſie durch ein Bundesgeſetz abgeändert iſt“, habe ich nichts. 
Dieſer Theil den Einnahmen der Bundeskaſſe wird dadurch ſo lange ge⸗ 
ſichert, bis anders darüber verfügt iſt. | 
Aber dieſe Einnahme darf nicht etwa tobt in der Bundeskaſſe liegen blei⸗ 
ben können, auch die etwaige Verweigerung der Ausgaben ſeitens des 
Reichstages muß ihre Schranke finden und dieſe Schranke kann ich nur darin 
erbliden, wenn Sie den Artitel 60 mit dem Amendement Stolberg gleichfalls 
annehmen. Lehnen Sie dies letztere ab, fo werden Sie mich auch nicht trö⸗ 
ften durch Annahme des Zuſatzes, daß bei der Feſtſtellung des Militär⸗Aus⸗ 
abe⸗Etats die auf Grundlage dieſer Verfaſſung geſetzlich ge Organi⸗ 
ation des Bundesheeres zu Grunde gelegt werden ſoll. Was hilft es mir, 
wenn dieſe Herren hier den langjährigen Streit über die Armee⸗Reorganiſa⸗ 
tion beendigen zu wollen erklären, wenn fie die Mittel zur Erhaltung für 
dieſe 300, ann davon abhängig machen wollen, daß ſie nach dieſem 
Amendement ihre Genehmigung ertbeilen? Sie wollen, wie ich höre, dies 
neue Amendement jet an die Stelle aller Amendements Stolberg ſetzen. 
Damit beben Sie nicht nur den Artikel 60, ſondern alle damit zuſammenhän⸗ 
enden Beſtimmungen auf und machen Alles abhängig von der 5 
des Reichstages. Und wenn ein Geſetz nicht zu Stande kommt, dann mu 
die Armee aufhören zu exiſtiren. Ich kann mir alſo Ihr Amendement nur 
efallen laſſen, wenn Sie vorher die jetzige Friedenspräſenzſtärke durch Ans 
nahme des Stolberg'ſchen Amendements geſichert haben. Thun Sie das 
nicht, ſo ſtellen Sie die ganze Armee in die Luft, ſo nehmen Sie dem nord⸗ 
deuiſchen Bunde fein weſentliches Fundament! (Redner hat unter ziemlicher 
Unrube geſprochen, bei den letzten Worten große Heiterkeit der linken Seite 
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auſes. 

Abg. Lasker: Der Hr. Abg. v. Binde ift zur Berathung des Amende⸗ 
ments Ujeſt⸗Bennigſen nicht zugezogen, weil wir darauf verzichtet haben, da, 
wo es ſich um Seiftellung verſaſſungsmäßiger Rechte handelt, gerade mit ihm 
Compromiſſe zu ſchli ßen, ge deren Zustandekommen wir mehr Ausſicht auf 
der äußerſten Rechten des Hauſes als bei ihm haben (Bravo). Der Hr. Abg. 
üt auch ſchlecht berichtet über alles das, was er über die Entſtehung des 

mendements geſagt hat; dagegen hat er richtig auseinandergeſetzt, daß dies 
Amendement an Stelle der Stolberg 'ſchen treten ſolle. Wenn der Inhalt 
defjelben ein Grund für ihn iſt, um nach Annahme deſſelben gegen die ganze 
aſſung zu ſtimmen, fo ift ihm dabei nicht zu helfen: wir wollen die Rechte 
des Ab eordnetenhauſes nicht verloren gehen laſſen, und ich glaube, ſelbſt in 
einer eigenen kleinen Partei wird er in dieſer Beziehung nicht viel Anhänger 
„ Wenn die Zah von 300,000 Mann ein» für allemal feſtgeſtellt werden 
oll, dann würde erdings das Amendement Ujeſt feinen ganzen Werth für 
nich verlieren; wir würden dann nur einen Schein des Ausgabebewilligungs⸗ 
As wahren, nicht aber dies Recht ſelber. Ich betrachte die Erklärung des 
bg. v. Binde, daß er nach Ablehnung des Stolberg ſchen Amendements 
en dice Berfa ung ſtimmen werde (Abg. v. Vincke ruft dazwiſchen: 
65 e ich gar nicht geſagt“) — ich glaubte es gehört zu haben; doch um 
zich ſehe alſo, daß ihm die Ablehnung dieſes Amendements doch nicht 
0 u; es wäre ihm die Annahme deſſelben nur angenehm; das wird 
ber für uns fein Grund fein, dafür zu ftimmen, (Heiterteit und Beifall. 
N dagegen das Amendement Stolberg angenommen werden, ſo würden 


Zur Berechnung derſelben wird die im neh 
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allerdings viele Mitglieder — und ich belenne mich zu der 
in der Lage ſein, dem ganzen Werke ihre Zuſtimmung ve une zu müſſen. 
Wenn uns zugemuthet wird, immer mehr verſaſſungsmäßige Rechte aufzuge⸗ 
ben, dann meine ich, daß es mit dieſem norddeutſchen Bunde nicht ernſt ge⸗ 
meint ſein kann. Ueberall iſt man überzeugt, daß jedes Werk, das nicht we⸗ 
nigſtens auferbaut iſt auf den Rechten, die das preußiſche Abgeordnetenhaus 
bisher beſeſſen, ein vorübergehendes und nicht lebensfähiges ſein werde. Dieſe 
ründe haben uns bewogen, dies Amendement einzubringen, und nur der 
Abg. b. Vincke hat geglaubt, ſich den Ruhm wahren zu müſſen, von angeb⸗ 
lich liberaler Seite dem Amendement entgegenzutreten, das allerſeits als ein 
annehmbarer Compromiß angeſehen wurde. Der Herr Miniſterpräſident hat 
geſtern nur erklärt, daß für den zukünftigen Fortbeſtand der Armee Sicherheit 
gegeben werden müſſe, nicht aber, was Herr v. Binde in dieſe Erklärung 
hineininterpretirt hat, daß dieſe Sicherſtellung nur in dem Amendement Stol⸗ 
erg gefunden werde. Sie wiſſen, m. H., daß ich mir aus Strömungen von 
Rechts und Links nichts mache; aber dieſen friſchen, grünen Zweig verfaſſungs⸗ 
mäßigen Lebens will ich mir nicht abſchneiden laſſen, und dies Amendement 
iſt die mat Grenzlinie, bis zu der ich nachgeben kann. a; 
Abg. v. Blanckenburg: Wir find nicht dazu hier, um uns gegenfeitig 
Sand in die Augen zu ſtreuen, ſondern mit offenen klaren Augen und mit 
vollem Bewußtſein zum Heile des Vaterlandes mitzuwirken. — Gegen das 
Amendement Ujeſt⸗Bennigſen habe ich anfangs nicht die Bedenken gehabt, die 
der Abg. v. Vincke vorgeführt hat. Jetzt bin aber auch ich davon überzeugt 
worden, weniger durch die Ausführungen des Herrn v. Vincke, als durch die 
Zugeſtändniſſe, die der Abg. Lasker ſelbſt gemacht, daß das Amendement für 
die Regierung und für uns unannehmbar iſt. — Die Friedenspräſenzſtärke 
des Heeres muß feſtſtehen und wir wollen nicht, daß dem Reichstage das Recht 
eingeräumt werde, die Kopfzahl des Heeres durch einen Budgetſtrich zu ändern. 
Ich habe in dieſer Beziehung den vortrefflichen Ausführungen des Abg. Gneiſt 
nichts hinzuzufügen. Es fällt mir deshalb nicht ein, der Landesvertretung 
das ſo werthvolle Recht der Ausgabenbewilligung nehmen zu wollen; ich bin 
gewiß der Letzte, der dies aufgiebt. (Heiterkeit und Zeichen der Verwunde⸗ 
rung links.) Aber es iſt uns unmöglich, für das Amendement Ujeſt zu ſtim⸗ 
men, wenn nicht vorher feſtgeſtellt wird, daß die Kopfſtärke des Heeres nur 
durch ein Geſetz geändert werden kann, nicht durch einen Budgetſtrich. Dies 
bezweckt das Amendement Stolberg; ich bitte Sie deshalb, daſſelbe anzu⸗ 


lderſelben — 
Aa felben 


ehmen. 

Präſident der Bundes⸗Commiſſarien Graf v. Bismarck: Ich habe mir 
geſtern vorbehalten, die Amendements zu bezeichnen, über deren Annahme 
oder Ablehnung die verbündeten Regierungen einen Beſchluß gefaßt haben. 
In Folge deſſen muß ich erklären, daß die Regierungen mit dem Amende⸗ 
ment Stolberg einverſtanden und deshalb die Vertreter der Regierungen der 
pflichtet find, daran feſtzuhalten. Das Amendement Ujeſt läßt allerdings die 


Möglichkeit zu, die der Abg. v. Vincke angedeutet hat, daß im Jabre 1872 


ein neuer Budget⸗Conflict, ein neuer Militär⸗Conflict eniſteht, deſſen Folgen 
nicht zu überfeben find. Wer von Ihnen, meine Herren, deshalb entſchloſſen 
iſt, dieſen Conflict zu verhüten, muß mit uns für das Amendement Stolberg 
ſtimmen. (Nach dieſer Rede tritt eine kleine Pauſe ein, in der ſich die Mit⸗ 
glieder des Hauſes auf allen Seiten lebhaft unterhalten.) 

Abg. Graf Bethuſp⸗Huc: Ich muß zunächſt feſthalten an dem auch von 
mir mit unterſtützten Amendement Uieſt⸗Bennigſen, nachdem der Präſident 
der Bundes⸗Commiſſarien erklärt hat, daß er das Amendement Stolberg 
allerdings vorziehe, aber keine Erklärung gegeben hat, daß durch die Verwer⸗ 
fung deſſelben das ganze Verfaſſungswerk gefährdet werde. Der Präſenz⸗ 
ſtand der Armee wird durch die Annahme meines Amendements keineswegs 
gefährdet, fo lange das Einnahme⸗Budget gewährleiſtet iſt. Ueberhaupt in 
der Unterſchied zwiſchen beiden Amendements ein ſehr unweſentlicher; in dei⸗ 
den Fällen ſoll ein Geſetz die Kopfſtärke des Heeres beftimmen, und in beiden 
Fällen wird der Praäſenzſtand beſtehen bleiben, bis ein Geſetz zu Stande ges 
kommen it. Wir find ſachlich mit dem Amendement Stolberg zwar einver⸗ 
ſtanden, werden aber an dem umfrigen feirhalten, wenn nicht von Seiten der 
Regierungen die ausdrückliche Erklärung abgegeben wird, daß das Zuſtande⸗ 
kommen der Verfaſſung dadurch gefährdet wird. 

räſident der Bundes⸗Commiſſarien Graf Bismarck: Es iſt mir ſchwer 
verſtändlich, welche Gründe der Herr Vorredner hat, gegen das Amendement 
Stolberg zu ſtimmen, wenn er ſachlich damit einberitanden ift, — Er hat mir 
geſagt, wenn ich erklärte, daß die Verwerfung des Amendement Stolberg oder 
die Annahme des Amendement Ujeſt einen Abbruch der Verhandlungen und 
eine Störung in der 1 zur Folge hätte, dann wollte er far das 
Amendement Stolberg ſtimmen. Er ordnet alſo ſeine Ueberzeugung von dem, 
was gut und beſſer iſt, den kategoriſchen Erklärungen der Regierungen unter. 
Ich bin aber nicht in der Lage, in meinem Namen hier eine ſolche Erklärung 
zu geben. Ich habe geſagt: das Amendement Stolberg iſt den verbündeten 
Regierungen annehmbar; wenn dies verworfen werden ſolle, ſo muß ich mich 
erſt mit den andern Bundes⸗Commiſſarien vereinbaren und an Se. Majeſtät 
den König, meinen allergnädigſten Herrn, berichten und eine Eutſcheidung 
darüber gewärtigen; ich kann aber nicht in combinatoriſcher Weiſe dieſer Ent⸗ 
ſcheidung anticipiren. 

Der Schluß der Debatte wird darauf angenommen und über das Amen⸗ 
dement Stolberg namentlich abgeſtimmt. Es wird mit 167 gegen 110 
Stimmen verworfen. 

* das Amendement Stolberg zu Art. 60 ſtimmen: 
der Altliberalen u. A.: die beiden Vincke's, Baumſtark, Duncker (Halle), Graf 
ohrn, ferner ein Theil der ſächſiſchen Adgeordneten, u. A. Gebert, 
von Gerber, Schwarze, außerdem Graf v. Bismarck, v. Roon, v. Watz⸗ 
darf (Weimar) u. A. Gegen daſſelbe ſtimmen: Die geſammte Linke, die 
freie parlamentariſche Vereinigung (v. Bockum⸗Dolffs und Gen.), die geſamm⸗ 
ten Nationalliberalen, mit Ausnahme des Abg. Gneiſt, der ſich ebenſo wie 
der Abg. Franz (Wanzleben) der Stimme enthält, ein Theil der freien con⸗ 
ſervativen Vereinigung, u. A. Agricola, v. Arnim⸗Kröchlendorf, Graf Be⸗ 
thuſy⸗Huc, Holzer, Graf Hompeſch, Pilgrim, Puricelli, Graf Renard, Seul, 
Herzog v. Ujeſt, v. Unruhe Bomſt, ferner die Polen, außerdem u. A. Präſi⸗ 
dent Simſon, v. Gruner, Dr. Zachariä, beide d. Münchhauſen, v. Wächter, 
die ſchleswig⸗holſteiniſchen Abgeordneten ze. — Darauf wird Artikel 60 des 
Entwurfs der Vorberathung mit großer Majorität angenommen. 

Art. 61 (Einführung der preußiſchen Militärs Gefegnebung) 
wird angenommen, nachdem ein Antrag der Linken (Ausfeld) auf Streichung 
des Alinea 1 dieſes Artikels abgelehnt worden iſt. 

Zu Art. 62 liegt der bereits 17 9 Antrag des Abg. Grafen Eber⸗ 
hard Stolberg und der Antrag des Abg. Herzog von Ujeſt und v. Ben⸗ 
nigſen vor. Zu dem letzteren iſt ein Unter⸗Amendement von Graf Otto 
Stolberg geſtellt, in dem Antrage Ujeſt Bennigſen ſtatt des zweiten Satzes 
im erſten Alineg zu ſagen: „Die Berechnung deſſelben erfolgt nach 
der im Art. 60 feſtgeſtellten Friedenspräſenzſtärke, welche fo 
lange von Jahr zu Jahr in Kraft bleibt, bis ſie durch ein Bun⸗ 
desgeſetz abgeändert it“, 7 

Abg. Schulze (Berlin): Geſtatten Sie mir nur, auf die eigenthümlichen 
Zuſtände aufmerkſam zu machen, welche durch Annahme des Amendements 
Ujeſt⸗Bennigſen eintreten würden. Wir erhalten mit einem Worte eine zur 
Hälfte abſolute, zur Hälfte conſtitutionelle Regierung, abſolut im Militärs 
Budget, conſtitutionell in einigen anderen geringfügigen Verwaltungs zweigen. 
Was daraus entſtehen muß, ift unſchwer vorauszuſagen. Man bat eine 
Menge Vorſichtsmaßregeln aufgenommen, um einem künftigen Conflict vor⸗ 
zubeugen, aber eine beſſere Saat von künftigen Conflicten, als in dem Amen⸗ 
dement Ujeſt⸗Bennigſen, können Sie wirklich gar nicht beſchaffen. (Links: ſehr 
wahr!) Vergegenwärtigen Sie ſich nur, daß Sie das Zustandekommen eines 
Bundes⸗Militargeſetzes vollſtändig in die Hand des Bundespräſidiums legen. 
Das Interimiſtſcum dauert alfo gerade jo . als es dem Bundesprä⸗ 
ſidium genehm iſt. Nun haben Sie entweder künftig eine Volksvertretung, 
welche dies nicht gut heißt und eine Erledigung der Frage im Wege der 
Bundesgeſetzgebung will und dann haben ſie den en in Permanenz, oder 
Sie haben eine, die ſich das Interimiſticum für alle Zeiten gefallen läßt und 
dann haben Sie keine Volksvertretung, ſondern eine Vertretung des Schein⸗ 
conſtitutionalismus, das iſt eine Garantie nicht der Vollsrechte, ſondern des 
Abſolutismus. (Sehr wahr!) Der Präſident der Bundescommiſſarien hat 
uns freilich geſagt, daß man Alles thun müſſe, um einen künftigen Conflict 
unmöglich zu machen und daß das Amendement 8 die Mögliche 
keit eines Conflicts offen laſſe. Ja, m. H., d 
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daß ein Conflict entſtehen kann. Aber iſt dann nicht überhaupt alles con⸗ 
ſtitutionelle Weſen abgeſchafft, wenn das Entſtehen eines Conflicts unmöglich 
gemacht iſt? Bleibt dann eben nicht blos der Wille der Regierung maß⸗ 
gebend, der Einfluß des einen Factors der Geſetzgebung, mit dem die ande⸗ 
ren Factoren nicht in Conflict kommen dürfen. 
as ſoll aber nicht ſein, auch die anderen Factoren ſollen zur Geltung 
kommen und deshalb liegt der Conflict im conſtitutionellen Jrineip ſelbſt. 
Wenn blos das eintreten ſoll, was das Bundes⸗Präſidium will, dann ent⸗ 
ſagen Sie dem Conſtitutionalismus und inauguriren die abſolute Aera. 
(Links: Sehr richtig.) Das muß ſich Jeder klar machen. Man hat hier viel⸗ 
ſach den Ausfall der Wahlen gegen die entſchieden liberale Partei ausgebeutet, 
aber m. H. fragen Sie doch einmal Ibre Wähler, ob es deren Abſich ge⸗ 
weſen iſt, daß ſie die conſtitutionellen Rechte vermindern ſollen? Die Ant⸗ 
wort wird gewiß nicht zu Ihren Gunſten ausfallen. Dem Herrn Minifter 
des Innern iſt auf ſeine geſtrigen Ausführungen gegen das preußiſche Abge⸗ 
ordnetenhaus nur Eins zuzugeben, nämlich das, daß er ſich ſelbſt von der 
Theilnahme an dieſer Volksvertretung vollkommen rein rang bat. Er ift 
niemals gewählt worden, wie andere feiner Collegen. ber daß die Maß⸗ 
regeln, die gegen die Preßfreiheit, daß das Verfahren, welches gegen einzelne 
Abgeordnete beliebt wurde, nothwendig geweſen ſei, um die Siege in Böh⸗ 
men vorzubereiten, das wird er ſchwerlich nachweiſen können. Im Gegen: 
eil, wenn große Kämpfe bevorſtanden, hat man ſonſt wobl dem Volke 
überall erhöhte Rechte in Ausſicht geſtellt und weswegen wir allein eine Aus⸗ 
nabme von dieſer allgemeinen Regel machen ſollen, iſt nicht einzuſehen. Wir 
find Alle gewillt, dem Auslande die Einmiſchung in unſere Angelegenheiten 
zu verleiden, halten es aber deshalb nicht für nöͤthig, unſere Rechte preiszu⸗ 
geben. Ich würde ſie demnach bitten müſſen, ſämmtliche Amendements zu 
verwe fen und erſuche im Speciellen die Herren von der national⸗liberalen 
Fraction, nicht jetzt durch Unteramendements gegen ihre eigenen Beſchlüſſe in 
der Vorberathung zu Felde zu ziehen. (Bravo links.) 
Der Schluß der Debatte wird beantragt und angenommen. 
Präſident der Bundes⸗Commiſſare Graf Bismarck; Meine Herren! Ich 
muß Veranlaſſung nehmen, Sie nunmehr dringend zu bitten, ſich wenigſtens 


in dieſem Falle für das Amendement des Grafen Eberhard v. Stolberg zu 
erklären — ſollten Sie bei dem aid des Herzogs von Ujeſt beharren 
n 


E 


wollen, das Unter⸗Amendement des Grafen Otto zu Stolberg anzunehmen. 
Geſchieht dies nicht, ſo laufen wir Gefahr, daß uns im letzten Augenblick 
unſerer Berathung das Werk, das wir ſchon mit der Hard faſſen zu können 
vermeinten, doch noch wieder entrollt. 

Der Präſident theilt mit, daß zunächſt über den Antrag des Grafen 
Eberhard Stolberg abgeſtimmt werden würde, dann in namentlicher Arftims 
mung über das Unter⸗Amendement des Grafen Otto Stolberg und über den 
Antrag N ; 

Der Antrag des Grafen Eberhard Stolberg wird in Zählung mit 
157 gegen 119 Stimmen abgelehnt. 

An der Abſtimmung des Unter⸗Amendements des Grafen Otto 
Stolberg betheiligen ſich 276 Abgeordnete. Davon ſtimmen 120 für, 156 
gegen den Antrag; 9 Abgeordnete erklären, daß fie ſich der Abſtimmung 
enthalten; es find die Abgeordneten Agricola, Blöümer, Dr. Gneijt, 
v. Gruner, Graf Henckel v. Donnersmarck, Graf v. Hompeſch, Meier 
a: Graf Renard und Frhr. v. Schwarzkoppen. Mit Ja ftimmen 
die Conſervativen und Altliberalen, unter den ben Herren v. Binde, die 
freie conſervative b unter dem Herzog v. Ujeft und dem Grafen 
Bethuſy⸗Huc, fo weit fie ſich nicht wie Graf Renard der Abſtimmung ent 
halt; endlich einzelne Sachſen und Hannover, wie Gebert, Dr. v. Gerber 
und v. Hammerſtein (Osnabrück). Mit Nein ſtimmen die NationalLibes 
ralen, die Polen, die Linke und das Gros der Sachſen und Hannoveraner 
mit v. Wächter und Haberkorn, Dr. Zacharige und Windthorſt. 
3 Präſident Dr. Simſon ſtimmt mit Nein. 

or der Abſtimmung über den Antrag Ujeſt⸗Bennigſen theilt der 
Präſident mit, daß ſtatt des Wortes „Einrichtung“ zu leſen ſei: „Einrich⸗ 
tungen“. Es ſtimmen 282 Abgeordnete, 202 für, 80 gegen den Antrag. 
Mit Ja ſtimmen die National⸗Liberalen, die Mehrzahl der Conſervaliven, die 
freie conſervative Vereinigung, die Mebrzahl der Sachſen und Hannoveraner 
und auch die Altliberalen unter v. Vincke⸗Hagen, bei deſſen bejahendem 
Votum unter dem Eindruck jeiner Rede gegen den Antrag Ujeſt⸗Bennigſen 
das Haus in eine allgemeine Heiterkeit ausbricht. — Mit Nein ftimmen: 
die Linke, die Polen, einzelne Gonfervative; Arnim⸗Heinrichsdorf, 
v. Below, v. Bismarck⸗Brieſt, v. Blanckenburg, Graf Blumen: 
thal, v. Bodelſchwingh, v. Brauchitſch, v. Brünned, v. Cottenet, 
v. Denzin, v. Gottberg, Graf Lehndorff, v. Romberg, Graf Solms⸗ 
Baruth, v. Thadden, v. Treskow, v. Waldaw und d. Wedemeyer, 
die freie Vereinigung unter den Abgg. v. Bockum⸗Dolffs und v. Carlo⸗ 
witz, einzelne Sachſen und Hannoveraner, wie Dr. v. Wächter und 
Dr. Schwarze, Windthorſt, v. Hammerſtein⸗Osnabrück, v. Röſſing 
und Erxleben. wiit Nein ſtimmt endlich auch Graf Bismarck und der 
Abg. Dr. Mar Duncker (Halle). Der Ktiegsminiſter Roon giebt feine 
Stimme nicht ab. 7 

Art. 63—69 werden unverändert ohne Debatte angenommen. 

Zu Art. 70. „Zur Beſtreitung aller gemeinſchaftlichen Ausgaben dienen 
zunächſt die etwaigen Ueberſchüſſe der Bos ahre ſowie die — den Zöllen, 
den gemeinſchaftlichen Verbrauchsſteuern und aus dem Poſt⸗ und Telegraphen⸗ 
Veſen fließenden gemeinſchaftlichen Einnahmen. Inſoweit dieſelben durch 
dieſe Einnahmen nicht gedeckt werden, ſind ſie, 8 lange Bundes⸗Steuern nicht 
eingeführt ſind, durch Beiträge der einzelnen Bundesſtaaten aach Maßgabe 
ihrer Bevölkerung aufzubringen, welche im Wege der „Bundesgeſetzgebung 
feſtgeſtellt und er durch das Präſidium ausgeſchrieben werden,“ find von 
dem Abg. Graf zu Stolberg die Amendements geſtellt: 1) ſtatt des Schluß⸗ 
ſatzes von den Worten ab „welche im Wege der Bundes⸗Geſetzgebung u. f. w.“ 
folgenden Satz anzunehmen: „welche bis zur Höhe des budgetmäßigen Bes 
trages durch das Präſidium ausgeſchrieben werden“. 

2) Hinter Art. 70 folgenden neuen Artikel 1 „Art... Die 
gemeinſchaftlichen Ausgaben werden in der Regel für ein Jahr bewilligt, 
können jedoch in beſonderen Fällen auch für eine längere Dauer bewilligt 
werden. Während der im Artikel 60 normirten Uebergangszeit iſt der nach 
Titeln geordnete Etat über die * se für das Bundesherr dem Bundes⸗ 
nn und dem Reichstage nur zur Kenntnißnahme und zur Exinnerung vor⸗ 
5 1 5 

eide Amendements werden ohne Debatte angenommen; ebenſo wie 
72. 5, germit ft Mbfemit Au et 0 . 5 e 

n den . Wigard, Heubner und Genoſſen ift folgender Antrag ges 
ſtellt: „Nach Abschnitt ZU folgenden neuen Abſchnitt . „Ala. 
Rechte der Angehörigen des norddeutſchen Bundes. Art.. 
Die Verfaſſungen und Ge esgebungen der einzelnen Bundesſtaaten müſſ 
den Angehörigen derſelben mindeſtens diejenigen Rechte gewähren, welche die 
preußiſche Verfaſſungsurkunde vom 31. Januar 1850 in Tit. II. „don den 
Rechten der Preußen“ den preußiſchen Staatsbürgern berleiht.“ 

Abg. Wigard: Noch wenig Augenblicke, m. H., und Ihr letztes Votum 
hat über das vorliegende Verſuſſungswert entſchieden. A haben bei der 
Berathung für die bon uns eingenommene Poſition gekämpft als kleines 
Häuflein einer großen Majorität gegenüber; Schritt für Schritt find wir zu⸗ 
ae en worden bis zu dieſer letzten Poſition. Den Vertretern eines 
Volkes nun, m. H., ſollte es wohl anſtehen, fi daran zu erinnern, daß es 
außer den Regierenden auch ein Bolt giebt, und daß neben den Rechten der 
Regierenden auch das Volk ſeine Rechte haben muß. Der Verfaſſungsent⸗ 
wurf kennt aber kein anderes Recht des deutſchen Volkes, als das noch in 
ſehr zweifelhafter Form ausgesprochene Recht der Freizügigkeit. Der Major 
rität dieſer Verſammlung hat es bis jetzt nicht beliebt, einen der bon uns 
gemachten Vorſchlaͤge für die Rechte des Volkes aufzunehmen; fie hat viel⸗ 
mehr in einem wesentlichen Theile der Serfaflung die abſolute Staatsform 
an Stelle der conſtitutionellen geſetzt. Eine Militär⸗Dictatur wird Jahre 
lang uneingeſchränkt gebieten über Gut und Blut der Staatsbürger; im 
Reichstage wird künftig nicht die wahre Stimme des Volkes laut werden 
können. Für Verfaſſungs und Geſetzesverlezung giebt es kein Bundes⸗ 

ericht, alſo auch kein unparteiiſches Urtheil. Dieſer überſchwänglichen Macht⸗ 
alle der Bundesgewalt gegenüber iſt es wohl nicht zu viel verlangt, wenn 
man das höchſt beſcheidene Maß der preußischen Grundrechte der Ver⸗ 
d wir, denke ich, mit Rucksicht 


ung aufgenommen wiſſen will; hiermit o 
die Bopflognomie dieſes Hauſes, bis an die Grenze der Möglichkeit gegangen, 
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“= der 
Art. 76 und 77 


{ F den d. Freiheiten. Sie werden mir wohl erlauben, bei dieſer Gelegen⸗ 


' 


nur Gelegenheit geben, ſich hierüber auszuſprechen. 


in Breſche zu legen, die augenblicklich zu Recht beſteh 


Wir können kaum glauben, daß es irgend einen preußischen Abgeordneten 
iebt, der dieſe Rechte, die er — den Mitgliedern anderer Stagten ver⸗ 
mmern möchte. Die Entſcheidung liegt in der Hand der Majorität. Be: 
denken Sie bei Ihrem Votum, m. 5 daß keine Nation groß werden kann 
ohne Freiheit. nn Sie aber auch bei dieſer letzten Poſttion unſere Vor⸗ 
ſchläge wieder abſondern ſollten, nun, m. H., wir beneiden Sie um dieſen 
Sieg nicht, ebenſo wenig, wie wir Sie um die bisherigen Siege beneiden. 
Aber erinnern möchten wir Sie daran, daß ſo mancher vermeintlicher Sieg 
ein wahrer Sieg nicht war, ſondern eine ſchwere Niederlage in ſich trägt. 
Wir ſcheiden allerdings aus dieſem Hauſe mit dem Bewußtſein der erlittenen 
Niederlage, ſind aber deshalb nicht gebeugt und muthlos, indem wir die 
Ueberzeugung hegen, daß die Grundſätze, die wir hier vertreten haben, dennoch 
ſpäter zum Siege kommen. Und wenn auch wir nicht mehr für fie ſtreiten 
können, fo ſind wir der Zuverſicht, daß andere deutſche Männer dem deutſchen 
Volke zu feinem Rechte verhelfen werden. (Beifall links.) mn 
Bei der Abſtimmung wird der Antrag abgelehnt; dafür nur die Linke 
und vielleicht 15 andere Abgeordnete, u. A. v. Carlowitz, Lasker und Baron 


aerit. 
Es folgt Tit. XIII: Schlichtung von Streitigkeiten und Straf⸗ 
beſtimmungen. { 

Art. 73 und 74 werden ohne Debatte angenommen. 

Bei Art. 75: „Streitigkeiten zwiſchen berichiebenen Bundesſtaaten, ſofern 
dieſelben nicht privatrechtlicher Natur und daher von den competenten Ge⸗ 
richtsbehörden zu entſcheiden find, werden auf Anrufen des einen Theils von 
dem Bunbesratbe erledigt. f a gene ira in ſolchen Bundesſtaaten, 
in deren Verfaſſung nicht eine Behörde zur Entſcheidung ſolcher Streitigkeiten 
beſtimmt iſt, hat auf Anrufen eines Theiles der Bundesrath gütlich auszu⸗ 

leichen oder wenn das nicht gelingt, im Mege der Bundesgeſezgebung zur 
ledigung zu bringen“, beantragt Abg. Simon, Alinea 2 zu ſtreichen. 

Abg. Simon: Nachdem durch den geſtern in der Diätenfrage gefaßten 
Beſchluß unzweifelhaft künftig hier ein Reichstag ſein wird, zuſammengeſetzt 
aus Männern vorwiegend einer Richtung, wird ſich derſelbe ſehr bald wenden 

egen die Beſtimmungen der Einzelverfaſſungen und der preußiſchen Verfaſ⸗ 
fung, die den Regierungen nicht conveniren. Die Vergangenheit hat ge ice 
welche Kleinigkeit es iſt, Verfaſſungsſtreitigkeiten anzufangen. Die peu e 
Verfaſſung hat nun manche Paragraphen, die mangelhaft ſind und leicht 
Streitigkeiten hervorrufen können. Wir haben dann zu erwarten, daß im 
Wege der Bundesgeſetzgebung diejenigen Verfaſſungsbeſtimmungen eliminirt 
werden, auf die das Volk Werth legt, die aber den Regierungen unangenehm 
ſind. Der Bundesrath und der Reichstag, deſſen politiſcher Standpunkt mit 
dem der Regierung ſehr concurriren wird, wird dann ſchon dafür ſorgen, daß 
die preußiſche Verſaſſung fo hingeſtellt wird, wie es die Regierungen wün⸗ 

en. Ich erinnere hier nur an die Diätenfrage, in der geſtern ein Beſchluß 
gefaßt worden iſt, über den ich gem wohl noch eine Definition von der Re⸗ 
ve bören möchte; ob es nämlich auch nicht erlaubt fein ſoll, außerordent⸗ 
iches Honorar von Vereinen ꝛc. anzunehmen. (Der Präſident erſucht den 
Redner, bei der Sache zu bleiben.) 3% wollte dem Herrn Miniſterpräſidenten 
(Präſident: Dies gehört 
nicht zur . Nachdem dies nun beendigt iſt (Heiterkeit), bitte ich meine 
Geſinnungsgenoſſen, mit mir für Streichung des Alinea 2 zu ſtimmen. 

Präſident der Bundes⸗Commiſſarien Graf Bismarck: Ich glaube, daß 
der Hr. Vorredner nicht in der Lage iſt, die Abſichten der derbündeten Re⸗ 
gierungen hier in der Weiſe interpretiren zu können, wie er es gethan hat, 
als könnte bei Abfaſſung dieſes Artikels irgend einer der Regierungen der 
Gedanke vorgeſchwebt haben, mit dieſer Beltimmung etwa die Verfaſſungen 
en. Das find Befürch⸗ 
tungen, mit denen man ſchüchterne conſtitutionelle Gemüther bei Wahlreden 
a gt, um fie 1 088 daß ſie conſervativ ſtimmen (lebhafter Beifall 
rechts, Murren links), und es wird wohl der Regierung nicht vorgehalten 
werden dürfen, als ob das ernſtlich in ihrer Abſicht liegen könnte. Ich möchte 
doch dringend bitten, in dieſem Moment nicht noch zu rütteln an einem Ar⸗ 
titel, welcher in der Vorberathu ng, unverändert geblieben ift und 
in Betreff deſſen ich alſo auch nicht in der Lage wäre, irgend eine Conceſſion 

u machen. Was ferner die Frage, die der Herr Vorredner an mich gerichtet 
at und die ſchon geſtern in meiner Abweſenheit geftellt iſt, über die Diäten 
betrifft, ſo weiß ich nicht, ob mir der Herr Präſident geſtattet, auf ſie als zur 
che gehörig mit einem kurzen Wort zu antworten. (Heiterkeit. Präſident 
Simſon macht eine bejahende Bewegung, die er ſpäter durch die Bemerkun 
erläutert, daß den Vertretern der Regierungen das Wort jederzeit zufteht. 
Ich habe in den Verfaſſungsentwurf nichts hinein zu interpretiren, was nicht 
darin fteht; und meines Erachtens ſteht das darin und liegt in der geſammten 
Lage unſerer Geſetzgebungen, daß die Regierungen ohne eine geſetzliche Unter 
lage nur denen etwas verbieten können, denen ſie überhaupt zu befehlen haben. 
i Ans, ‚pr Art. 75 unverandert angenommen; ebenfo 
ohne Debatte. 

Es folgt Tit. XV. (Verhältniß zu den ſüͤddeutſchen Staaten), der aus dem 
men tt. 78 beſteht. } i 

bg. Miquel: Der Bedeutung dieſes Artikels iſt von manchen Seiten 


dieſe Staaten durch den Inhalt der Verſaſſung zurückgeſchreckt würden. 
weiß nun nicht, ob jene Bevölkerung den Anſpruch machen kann, ein be⸗ 
reites Bett N oder ob ſie es mit bereiten helfen ſoll; bezweifeln 
möchte ich jedoch, daß die ſüddeutſchen Völker wirklich jo verwöhnt find durch 


i worden, daß wir zwar Süddeutſchland einladen, aber fruchtlos, 
wel 
5 


it einen Blick auf den Geſammtinhalt der Verfaſſung zu werfen. (Wider⸗ 
ſpruch links; Ruf: zur Sache!) Um die Bedeutung der Verfaſſung für Süd: 
deutſchland darzuthun, halte ich es für mötbig und ich glaube, Herr Präſident, 
es gehört zur Sache. (Präsident Simſon: Nun, es ließe ſich wenigitens mit 
dieſem Alinea in Verbindung bringen.) (Heiterkeit) Ich verkenne mit mei⸗ 
nen Freunden durchaus nicht die Mängel, an denen der Entwurf noch leidet; 
ich bedauere den Wegfall der Diäten, ich bedauere, daß nicht eine vollſtändig 
conſtitutionelle Regierung 1 iſt, ich bedauere den Mangel der Verant⸗ 
wortlichkeit. (Wiederholter Ruf: zur Sache!) Der Präſident unterbricht den 
in, mit der Bemerkung, dab er unmöglich in dieſer Weiſe fortfahren 

t 


dürf 
zu lge deſſen verläßt Redner ſofort die Redner⸗Tribüne. g 
er Antrag auf Schluß der Debatte iſt eingegangen; auf der Rednerliſte 
ſteht noch Abg. Groote. — Der Schluß wird angenommen und darauf 
Artikel 78 unverändert genehmigt. 

Hiermit iſt die Berathung der einzelnen Artikel beendet. — Der Präſident 
giebt eine Zuſammenſtellung der Aenderungen, welche der Entwurf in der 
Sade erfahren hat. 

(Während der zweiten am der Sitzung find der Kronprinz, Prinz und 
n lbrecht (Sohn) und Auguft von Würtemberg in die Hof⸗ 
oge ei 5 

Der Präsident ſchreitet nunmehr unter der geſpannteſten Aufmerkſamkeit 
des Hauſes ken Abstimmung und zwar, wie von den verſchiedenſten Seiten 

leichzeitig beantragt iſt, zur namentlichen Abſtimmung über das 
anze des Verfäaſſungs⸗Entwurfs, wie er aus der Vorberathung 
hervorgegangen und durch die Schlußberathung geſtern und 
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meiner Wünſche be Ich beste das Haus wird dies Motiv der 
Convenienz als ein gerechtfertigtes anerkennen (Beifall.) 3 werde die Ge⸗ 
ſetzesvorlage, wie es vorgeſchrieben iſt, nach der erfolgten Beſchlußnahme noch 
heute dem Bundespräſidium einreichen. — Hatte da nicht Jemand das Wort 
zur Geſchäftsordnung erbeten? — Der Abg. Kantak hat das Wort. g 
Abg. Kantak: Nachdem wir in der Sitzung vom 18. März gegen die 
Compekenz der Verſammlung zur Einverleibung der ehemaligen polniſchen 
Landestheile in den norddeutſchen Bund Proteſt eingelegt haben, deſſenungeachtet 
durch die Annahme des Verfaſſungsentwurfs dieſe Einverleibung ausgeſprochen 
iſt und wir durch ihre Abſtimmung gegen den ganzen Entwurf unſererſeits 
die letzten Mittel, dieſen Gewaltact zu verhindern, erſchöpft haben, haben wir 
unſere Pflicht erfüllt und legen hiermit unſere Mandate nieder. (Unruhe.) 
räſident Dr. Simſon (gegen die polniſche Fraction gewendet): Durch 
die Niederlegung Ihres Mandats entziehen Sie ſich zugleich dem 8 
ruf, der Sie zweifellos getroffen hätte für das Unternehmen, einen Beſchluß 
dieſes hohen Hauſes mit dem Worte „Gewaltact“ Ihrerſeits brandmarken zu 
wollen. Ob Ihnen dies gelungen iſt, iſt eine ganz andere Frage. Mich 
dünkt, über diefen Proteſt wied die Geſchichte ebenſo zur Tagesordnung übers 
ehen, wie über alle bisher von Ihnen eingelegten Proteſte (Stürmiſcher 


eifall.) 

Schluß der Sitzung 2% Uhr. Nächſte Sitzung Mittwoch 10 Uhr. Tages⸗ 
Ordnung: Entgegennahme von Mittheilungen ſeitens des Bundespräſidiums; 
Geſammtbeſchluß über die eingegangenen Petitionen. 

Berichtigung.] Bei der geſtrigen namentlichen Abſtimmung über den 
Antrag des Abg. Arnim⸗Heinrichsdorf (Verſagung der Diäten) hat der Abg. 
Winkelmann ſich nicht der Abſtimmung enthalten, ſondern gegen den 
wa geſtimmt. An feine Stelle ift der Name des Abgeordneten iſſelinck 
zu ſetzen. 


Bielefeld, 11. April. [Verurtheilung.] Bei Gelegenheit der hieſigen 
Reichstagswahl am 12. 4 — hat eine Geldbeſtechung in einem der länd⸗ 
lichen Wahlbezirke ſtattgefunden. Heute wurde dieſe Angelegenheit vor Gericht 
verhandelt und die beiden betheiligten Angeklagten, Spender und a 
zu je 3 Monaten Gefängnißſtrafe verurtheilt. (Weſtf. 3. 
2 ³˙¹¹—md⁴. ⅛ r p ̃⁵²˙ »... ̃⁵⅛im.... rr HERTZ" 


* (Notizen aus der Provinz.) Görlitz. Die hieſ. „Nied. 


Ztg.“ meldet: Ein kürzlich erſchienenes Obertribunals⸗Erkenntniß 
ſpricht den Rechtsgrundſatz aus, daß, wenn ein Zeitungs⸗Redacteur 
wegen in der von ihm redigirten Zeitung enthaltenen Verleumdungen 


verklagt wird, der Kläger ebenſo wie die Staats⸗Anwaltſchaft in An⸗ 


klageſachen beweiſen müſſe, daß der Verklagte von dem Inhalt 
des Artikels Kenntniß gehabt habe. Kann er dies nicht be⸗ 
weiſen, ſo iſt er abzuweiſen. 

+ S Unſere ſtädtiſchen Behörden haben den ausſcheidenden 
Rathsherrn und Beigeordneten Kullmann und den Rathsherrn Warmuth 
in Anerkennung ihrer langjährigen der Commune geleiſteten Dienſte den Titel 
„Stadtälteſte“ verliehen. 

A Freiſtadt. Bei einem am 11. d. M. Nachmittags ſtattgehabten Ge 
witter ſchlug der Blitz in Reichenau in einen Birnbaum ein, welcher dicht an 
dem Schulgebäude ſteht. 

Hainau. Am 15. d. M. Morgens hatten wir, wie unſer „Stadtbl.“ 
meldet, ein ſtarkes Gewitter mit faſt orkanähnlichem Sturm, der den ſtark 


berabfallenden Regen nicht gering gegen die Fenſter peitſchte. Nachmittags 
ließ ſich nochmals ein ſtarkes Donnern vernehmen. 
Meteorologiſche Beobachtungen. 

Der Barometerſtand bel o * Ba- Luft- Wind- | 
in Barifer Linien, die Tempera · 2 Tempe- er und Better 

tur der Luft nach Reaumur. rometer. ratur. tärfe, ’ 
Breslau, 16. April 10 U. Ab.] 327,05 | +3,2 W. 2, Heiter. 

17. April 6 U. Mrg.] 326,33 | +2,6| SW. 1. Trübe. 


Breslau, 17. April. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 17 F. 9 3. U.⸗P. 5 F. 5 3. 


Telegraphiſche Depeſchen. 

Berlin, 17. April. Bezüglich verſchiedener Nachrichten über 
preußiſche Rüſtungen wird dem Wolff'ſchen Bureau authentiſch mit ⸗ 
getheilt, daß außer der vorigen Herbſt begonnenen, gegenwärtig ab» 
geſchloſſenen, durch preußiſche Erwerbungen nothwendig gewordenen 
Erweiterung und Organiſation der Linie und Landwehr gegenwärtig 
keine beſonderen militäriſchen Vorkehrungen getroffen find. Die Rhein⸗ 
feſtungen find bis jetzt nicht armirt, von Gewehrfabriken ungewöhn⸗ 
liche Leiſtungen nicht beanſprucht, der Vorrath der vorhandenen Zünd⸗ 
nadelgewehre war bereits ſo groß, daß er für die nöthigen Veraus⸗ 
gabungen ausreichte. (Wolff's T. B.) 


Telegraphiſche Courſe und Börſennachrichten. 

Paris, 16. April, Nahm, 3 Uhr. An der Börfe herrſchte Unentſchloſſen⸗ 
beit. Die 3% Rente, die zu 66, 75 eröffnete, wich auf Notiz. In Liquida⸗ 
tion wurden gehandelt: Italieniſche Rente zu 48, 60, Credit mobilier zu 370, 
00, Lombardiſche Eiſenbahn zu 375, 00, Staatsbahn zu 380, 00. Conſols 
von Mittags 1 Uhr waren 91% gemeldet. Schluß⸗Courſe: 3% Rente 
66, 57%. Italieniſche 5% Rente 48, 60. 3% Spanier —, —. 1% Spanier 
— —, Oeſterr. Staats⸗Eiſenbahn⸗Actien 380, 00. Credit⸗Mobil.⸗Actien 368, 
75. Lombard. Eiſenbahn⸗Actien 375, 00. Oeſterreich. Anleihe von 1865 
313, 75. 6% Ver. St.⸗Anl. von 1882 (ungeſt.) 83% e. det, 

London, 16. April, Nachm. 4 Uhr. Regen. — Schluß⸗Courſe: Con⸗ 
ſols 90%. 1% Spanier 30%. Italien. 5proc. Rente 48. Lombarden 14%. 
Mexicaner 15%. Sproc. Rufen 865%. Neue Ruſſen 86%. Ruſſ. Prämien⸗ 
Anleihe von 1864 —. Aufj Prämien⸗Anleihe von 1866 —. Silber 60%. 
S Anleihe 1865 27 . proc. Verein. St.⸗Anleihe pr. 1882 71% excl. 

ividende. 


Frankfurt a. M., 16. April, Nachmittag 2 Uhr 30 Min. Schluß⸗ 
Courſe: Preußiſche Kaſſenſcheine 105%. Berliner Wechſel 105%. Ham⸗ 
burger Wechſ — ndoner Wechſel 118%. Pariſer Wechſel 94%. 
Wiener Wechſel 89%. Finnländ. Anleihe — Neue Finnl. 44% Pfand⸗ 
briefe —. 6% Oeſterr. Staaten⸗Anleihe 1882 76%. Oeſterr. Bankantheile 643, 
Oeſterr. Credu⸗Actien 151%. Darmſtädter Bankactien 192. Meininger Gres 
i Oeſterr.⸗Franz.⸗Staats⸗Eiſenbahn⸗Actien —. Oeſterr. Cliſa⸗ 
bahn —. Böhmiſche Weſtbahn —. Rbein⸗Nahebayn —. Ludwigshafen⸗Bex⸗ 
bach —. Heſſiſche Ludwigsbahn —. Darmſtädter Zettelbank —. Oeſterr. 
5 ſteuerfreie Anleihe 44%. 1854er Looſe 55. 1880er Looſe 62%. Isger 
Looſe 69. Badiſche Looſe 527. Kurheſſiſche Looſe 53%. 5% diterr. 
Anleihe von 1859 57%. Oeſterr. National⸗Anl. 50%, 5 & Metalliques 


7 
2 
2 


Wien, 15. April. Bei der heute vorgenommenen . der 
Prämienſcheine des Lotto⸗Anlehens vom Jahre 1864 wu na ſeahende 
erien gezogen und zwar: Nr. 667 1111 1334 1462 1593 2324 2925 3152 
3604 und 3751. Auf dieſe Serien entfallen 1 8 Treffer, an 


G 


e 
Nr. 


Nr. 67 und S. 3604 Nr. 66 2 5 2000 N 
ges 

winnen je 1000 fl.; S. 667 Nr. 80, S. 1111 Nr. 7, 33 und 74, S. 1642 Nr. 6 
und 35, S. 1952 Nr. 61, S. 2324 Nr. 8, S. 2925 Nr. 69 und 70, S. 3152 
Nr. 20 und 46, S. 3604 Nr. 71 und 95 u. S. 3751 ae 9 j 
und 


Berliner Börse vom 16. April 1867. 


Eisenbahn Stamm-Aotien 
Dividende pro 1865. 1866, 


Konds- und Geld-Course. 


Freiw. Staats-Anl. . 4 ½ 07 G. 
Staats-Anl. von 1889/8 102 ½ bz. 
1850. 624 ba. 


dito . 5 88 ba Aachen-Mastrich] — — 14 135 ba. 
dito 185314 (88 @. Amsterd.-Rottd. | 71, | 4% |4 |94 ba. 
dito 1854/41198 bz. Berg.-Märkische | 9 84 4 140 & 139%, ba. 
dito 1855/4144108 ba Berlin Anhalt. 13 16 4 1212 bs. 
dito 1886(4½ 98 bz. Borlin- Görlitz.. — — 44 71 ba. 
dito 1887 4½%8 ba. dito St.- Prior.“ — — |5 07 bs u. 
dito 188904 bz. Berlin-Hamburg.] 91/g 9 44 1182 B. 
dito 1864 4½ 08 ba Berl.-Potsd.-Mgd. 16 16 (4 207% ba, 
Staats-Schuldscheine 31h 811% bz. Berlin-Stettin. 8712 [4 1137%, ba. 
Präm.-Anl. von 1855/311120', ba. Böhm.-Weatb, — 6 157 ba. 
Berliner Stadt-Oblig. 497 ½ G. Breslau-Freib. 9 91, 4 138 6. 
„Kur- u. Neumärk. 3½ 77 bz. Cöln-Minden 17% 9 la 1137% ba. u. B. 
© (Pommersche. . 3176 ½ bz. Cosel-Oderberg. | 2½ 5 a 56% ba. 
E JPosensche....-- —— dito St.-Prior.] —4½ 44% 76 be. 
2 N 1— — — dito dito | — 56 46 83 B. 
3 / dito neub. 4 67 ½ ba. Galiz.Ludwigsb. 5 — |5 Boy be 
(Schlesische 314184 8. Ludwigsh.Bexb. 10 10%, |4 143 b. 
kur- u. Neumärk. 4 88% bz. Magd.-Halberst. 18 — 4 1187 BR 
S (Pommersche 684, ba. e [20 — 4 1142.B. 
= Posensche 4 fes ½% ba. Mainz-Ludwigsh.) 8 — 4 1122% ba 
2 (Preussische....- 4 188%, br. Mecklenburger. .| 3 3 la 175 be. 
8 Westph. u. Rhein. 4 98 ½ B. Neisse-Brieger. | 8¼½ [— 4 96 ¼ ba. 
5 Sächsische 4 89½ 8. TNiedrschl. Märk. — 4 4 00 &. 
schlesische. 4 90 % ba. eg web. 3 51% 1 — 1 
Louisd'or 111½ @. |Oest.Bk, 77 / bz. Nordb. Er. WI 1 5 . 
Goldkr. 9. 9 8. _|Poln.Bkn, — = Ofen. A, . Ih 1 Er ae 
Ausländische Fonds. dito 0. 411 8 12 3 179% ba. u. B 
Oosterr. Metalliques. 0 44 bz. pre or St.-B. 5 — 86 102 5 
dito Fat. Anl. 0 2 ½% bz. eatr. ddl St.- B. ah — 5 09 4100 90 J ba. 
dito Lot-A.v.004 61% bz. u. B 8 34 — 18 ch i 
dito dito 64— 3 ½ B. told 5 7 — 1 109%, 4 108 3, ba. 
dito Ser Pr.- A. 4 67 @. Raa Na en e e 
dito Eisenb.-L. — 63 ½ ba. 8 De An: la — 2. 
Ital. neue 5 proc. Anl.lö 43 ½ ba. nee 2⁰ bz. 
Russ. Engl. Anl. 186215 184% 8. 5 Re al aa Kir 132% ba. 
dito Holl. Anl. 18645 84 ½ 6 arschau- Wien.] 81, | — 8 [60 bz. u. B. 
dito — 9 4 * b 
Poln. Pfandbr. m. E 
ben, Obl a 300 Fl. 4 90 5 Bank- und Industrie-Faplero. 
o 8. 300 F1.|5 90 B gen- V. J 814 | 12 
Kurhess.40 Thlr. Obi — |53 C. rn 
Baden. 35 Fl. Loose — 30 B. Bremer Bauk...| 61/, 8 
Amerikan. St.-Anl...16 177%4%&% bz Danziger Bank 73/0 | 8 
Eisenbaha-Prioritäts-Aotien. armst, Zettelb.| 71, | 4 
Berg.-Märkische .... ‚4114,94, ba Geraer Bank... 72% Ir 
dito I. 4% 93% bz n 1 
ie ee e , 8b 
G Die or bei pad „ Vereins. B. 510% 109,514 
dito II. DA Königsberger B. 6 17ho 
dito . n 50 — 
dito IIIA 484 B ane BD.) Mit 
dito 4% ½ 6. Posener . 29 01 7 
dito IV. e 8. enn 
dito VIA [82% ba. e Ay r 
Cos.-Oderb. (Wilh.) .d |— — — 2; 
dito III. Em....Mpl— — — — 
Gal. Ludwigsb. ....|5 75½ d 
Niederschl.-Märk. 4 88 B. Berl. Hand.-Ges.| 8 8 104%, etw. ba. 
dito conv./4 88 B oburg Oredb.A. sh 4 75%, etw. ba. 
dito III. 157% B armstädter „ 61 * 77 . 
dito IV. —— Dessauer ala 24 B. 
Näschl. Zweigb. L. 0.5 |99%, B. Disc, Com,-Anth.| 61, | 8 bs, 
Oberschles. .. 4 — — Genfer Credb.-A. 0 25%, da. 
dito B. 3½ 18 ½ bz Leipziger „ 4 — 75 
n 6. Meininger 7 = 91 etw. bz. 
dito Dr 4 Is 5 MoldauerLäs.-B.| _ — 18 R. 
dito B. 278 8. Oestert.Oredb.A.| 41, — 65%, 5664654, Die 
dito E. 4½%3½ be. Schl. Bank.-Ver.| 715 | Ti 111%. B, 
EL 22 8 
Oest.-F raus.. 3 1231 bz, 
7 25 St.- B. 3 216 dz. Ben 1 1 * 34 ba. 
Rhein v. St. gar —.—— r. v. Eisenbdf. 5 10 nan ba. 
Rhein-Nahe-B. gar. 1 92%, B "ha 
Wechsel - Course, 
Amsterdam 350 Fl. 10 T 143% bz Augsburg 100 Fl. 2 N]56.24 ba. 
dito dito 2M 142% ba. Leipzig 100 Thir. ....8 TGA 8. 
Hamburg 300 Mk 8 T.1511, ba. dio dito 2100 ½ @. 
dito dito 2 M018 %% ba. Frankfurt a. M. 100 FI. 2 256.4 de. 
London 1 Last.. 2 1 Petersburg 100 8.-R. . J WIS ½ be. 
Paris 300 Fres M. 725 \ ito dito 3 Mis6%, da. 
W ien 250 FL. 8 T,|717 be. Warschau 90 8.-R....|8 T|79% bz. 
to M. 6% bz. Bremen 100 Thlr. Gold|8 TIIII ba, 


Berlin, 16, April. Roggen loco 80—8lpfd, 60 Thlr. ab Bahn 
bez. — Rüböl loco 11% Thlr. Br. — Spiritus loco ohne Faß 
17% Thlr. bez., pro April und April⸗Mat 17 416% 17 ½ Tir. 

7% 4 Thlr. bez., Juni⸗Juli 17 7 — , Thlr. bez. 


bez., Mai⸗Juni 17%, 20 r. 
und Gld., Thlr. Br., Juli⸗Aug. 17%¼— ( — “ Thlr. bez. 


l. — Gerſte in ensatung J 


—62 Sgr., gelbe 48 — 54 Sgr., feinſte Sorten über — Hafer 
ſehr feſt, pe, 50 Bio. 34 bis 37 Sgr., feinſte Sorten über er 
Erbſen mehr Frage. — Wicken flau. — Delſgaten wenig zuge — 
Lupinen ſchwach beachtet, pr. 50 Pfd. gelbe 40—45 Sgr., blaue 40 bis 


deute in den Artikeln 32, , 70 nebſt Einſchaltung an bier Stellen. —. 4 Metalliques 38%, Baierſche Prämien » Anleihe 95%. Nicht] Rapskuchen beachtet, 50 bis 53 Sgr. pr. Ctnr. 
verändert worden iſt. begehrt. n , r. pr. Schff. Sgr.. Schl. 
Es fehlen bei dieſer letzten Abſtimmung als krank oder beurlaubt Frankfurt a. M., 16, April, Abends. [Effecten⸗Societät.] Nat. Weißer Weizen 9090102 Bohnen 70.880 
die nordſchleswigſchen Abgeorbneten Ahlmann und Kryger, v. Roth ⸗ Anleide 50%, Credit Actien 150—150%, 1860er Locſe 6274, ſteuerf eie Gelber Weizen 9095100 Sgr pr. Sad u 150Wfp, Brutto 
dend, Alf. Bez Or. Yaudisfin, Jan Singer d. Detomsti, Age Amerikaner 76%, per Ultimo 76%. Flaue Stimmung. Roggen 77875 Slg, naa 11550200 
b. Kleinſorgen, Knapp, Dr. Rée, Dr. Reuning, Dr. v. Schenck, im ten, 16. April, [Abend⸗Börſe.] Auf Parſſer Notirungen Hau. 5 Ser 2 60 50-5560 Win ER B2...... 182-1920 
Ganzen 12 Abgeordnete. i Crebit:Actien 168, 10. Nordbahn 162, 00. 1860er Looſe 81, 70. 1864er Hafer ur ee 4 19 L 
i 15 nehmen Theil an der namentlichen Abſtimmung 283 Mit- Looſe 74, 80. Staatsbahn 197, 10. Galizier 209, 50. Napoleonsd'or —, —. ja: e Soner een 9 
— davon ſtimmen mit Ja (far den Verfaſſungs⸗Entwurf)] Steuerfreies Anlehen 58, 90. { ren 51-58: Leindotzer re 
„ (darunter die Minister Eraf Bismarck und v. Noon, Prin Friedri⸗ amburg, 16. April, Nachm. 2 Uhr 30 Min. Schluß Couxſe:] 14% . 1 } es 5 
Carl, die Generale), Mit Nein (gegen den Verfaſſungs⸗Entwurf) National⸗Anleihe 50%. Oeſterr. Crevit⸗Actien 65. Oeſterr. 1800er Looſe Tbl. ae 141874 Toi 11 188.1785 dr achfe 18 xl 3 
JJJJJJJJJ%%%%/%%% ͤͤ ua ig Ott» WC HH Man, ee EIER an, ne 
r conjerbatiben iculariſten: Die Abgg. Ausfeld, Baumbach, Bebel, Bahn 108%. Nordbal „ Altonassie . Finnländ. Anle AF 542 0 1 | 
Dr, Becker, Laden h. Bommer, Bouneh, b. Chlabewelt, v. Garlinski, 1864er gane nh 84. 1866er Ruf. 1 b. 55 79%. — Aa, beschlt feine 24 — 26 74 Thlr., hochfeine 2734 Tple. und darüber 


Donimirski, Duncker (Berlin), Dr. Eichholz, Errleben, Evans, v. Graeve, 
Groote, Haberkorn, d. Hammerſtein⸗ Hannover, (v. Hammerſtein⸗ 
Osnabrück ftimmt mit Ja), Heubner Freiherr v. Hilgers, Holzmann, 
v. Mallinckrodt, Zur Megede, Minckwitz, 


lin), 
Der P 


der Vorberathung, in 4 Punkten aus der Schlußberathung Frege 7 
eichs⸗ 


eſt, für Termine ſteigende 

denz. Pr. April 5000 Pfd. Fendjahr 
102 Br. u. Gld. Hafer feſt, Mecklenburger 79. Oel feft, loco 5 „ pr. 
Mai 25 pr. October 26%. Spiritus leblos, unverändert. Kaff ee 


W 16. April, Nachmitta 
arts, 10. a 
A 50, pr. Septenber, Dez 


3% Uhr. Rüböl pr. April 95, 50, pr. Mais 
uguſt 97, ers Dezember 9 i 
pr. Juli⸗Auguſt 77, 50. Spiritus pr. April 


„50. Mehl pr. April 76, 50, 


— 


April. Petroleum, raff. Type, weiß, matt, 46% Fres. 


Thymothee ruhiger, 10 —11 “ Thlr. pr. 


Etr. 
Kartoffeln pr. Sad a 150 Pfd. Netto 24—36 Sar. Metze 17 —2 Sar. 


Oberhemden und Nachthemden, à 15 Sgr., 20 Sgr., 1 Thaler bis 
27% Thlr. empfiehlt J. Cohn, S. miedebrücke Nr. 12. Auswärtige 129777 
werden gegen Poſtvorſchuß prompt effectuirt. 12977 


Oberhemden eas liefert zu perabpefebten Meeifeh 
Sberbemden ee ee 

ei Beſtellungen bitte, die Halsweite genau anzugeben. [ 
Magazin für Herren: und Knaben⸗Garderobe, 
Nikolaiſtraße 7, im Kunſemüller' ſchen Haufe. 22 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. 
Druck von Graß, Barth i 


in Leinen und Sbirting nur unter Garantie 


\ 


4. 


1 * 1 
und Comp. (33, Friedrich in Breslau. 


